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Einleitung

Das Thema der Korruptionsbekämpfung im Allgemeinen hat in den letzten
Jahren in der Gesetzgebung sowie in der strafrechtlichen und kriminalpolitischen
Literatur erheblich an Bedeutung gewonnen. Der Tatbestand der Abgeordneten-
bestechung, der eine bemerkenswerte geschichtliche Entwicklung1 aufweist,
stand hierbei nicht im Zentrum der Aufmerksamkeit. Gerade deshalb sah sich der
BGH bemüßigt2, in außergewöhnlicher Deutlichkeit Nachbesserungen am gelten-
den § 108e StGB3 durch den Gesetzgeber einzufordern4. Vorgaben durch die von
Deutschland eingegangenen internationalen Übereinkommen gegen Korruption5

verstärken den Handlungsdruck im Bereich der Abgeordentenbestechung und
verdeutlichen die hohe Aktualität des Themas.

Vordergründig kann schnell der Eindruck entstehen, die besondere Zurückhal-
tung des Gesetzgebers liege in einem gewissen „Selbstschutz“ begründet. Ge-
stützt wird dieser Anschein durch Umfragen, wonach die Bevölkerung in
Deutschland die Parlamente neben den Parteien und der Wirtschaft als mit die
korruptesten Organisationen ansieht6.

Bei näherer Betrachtung der Materie muss dieser Eindruck zumindest relati-
viert werden. Seit über 50 Jahren der rechtswissenschaftlichen Diskussion mit
intensiven Phasen wie insbesondere in der Großen Strafrechtskommission in den
Jahren 1954 bis 1959 ist es nicht gelungen, einen Straftatbestand zu formulieren,
der breite Akzeptanz erfahren hätte. Die Schwierigkeit besteht vor allem darin,
den Tatbestand der Abgeordnetenbestechung so auszugestalten und sprachlich zu
fassen, dass er einerseits das unlautere, strafwürdige Verhalten von und gegen-

1 Vgl. zur Historie der Abgeordnetenbestechung die Untersuchung in Teil A. dieser
Arbeit.

2 In seinem Urteil in NStZ 2006, 389 (392) stellte der BGH fest, dass das gewan-
delte öffentliche Verständnis einer besonderen Sozialschädlichkeit von Korruption zu
einer erheblichen Ausweitung der Strafbarkeit von korruptem Verhalten in allen Berei-
chen des öffentlichen und privaten Lebens geführt habe und diese Entwicklung nur am
Tatbestand der Abgeordnetenbestechung vorbei gegangen sei.

3 Vgl. zum geltenden Tatbestand des § 108e StGB und zur umfassenden Kritik
hieran die Ausführungen in Teil B. dieser Arbeit.

4 Bernsmann/Gatzweiler, Rn. 527 sehen in dem „empathischen Appell“ des BGH an
den Gesetzgeber die Grenzen der gebotenen richterlichen Zurückhaltung gesprengt.

5 Vgl. hierzu die Darstellungen in Teil C. dieser Arbeit.
6 Vgl. die Global Corruption Barometer von Transparency International der letzten

Jahre (abrufbar unter www.transparency.org/policy_research/surveys_indices/gcb, zu-
letzt abgerufen am 31. August 2012).



über Abgeordneten wirksam und trennscharf erfasst und andererseits unter Be-
achtung des freien Mandats zugleich den Besonderheiten des politischen Pro-
zesses Rechnung trägt, indem er politisch sozialadäquate Verhaltensweisen und
Vorgänge straffrei belässt. Die verschiedenen Vorgaben aus internationalen Über-
einkommen an den strafrechtlichen Regelungsgehalt der Norm haben diese He-
rausforderung nicht erleichtert, sondern schränken den Gestaltungsspielraum
weiter ein.

Unter dem Eindruck des aktuellen Handlungsdrucks möchte diese Arbeit einen
Beitrag dazu leisten, diesen verhärteten Konflikt zu lockern, und verschiedene
denkbare Modelle zur Regelung der Strafbarkeit der Abgeordnetenbestechung in
Deutschland untersuchen7. Die Untersuchung soll im Wesentlichen die strafrecht-
liche Sanktionierung der Abgeordnetenbestechung betreffen, nicht die Bekämp-
fung der Korruption unter Beteiligung von Mandatsträgern durch außerstraf-
rechtliche Mittel, wie z. B. die Einführung von Inkompatibilitätsvorschriften8,
Lösungsansätze über den Aspekt der Immunität9 oder verfassungsrechtliche
Möglichkeiten zum Entzug des Mandats10.

Die untersuchten Modelle reichen dabei von einer vollkommenen Straflosstel-
lung der Abgeordnetenbestechung11 über die Beibehaltung der geltenden Rege-
lung und verschiedene Modelle eines reformierten Straftatbestands der Abgeord-
netenbestechung12 bis hin zu Möglichkeiten, die Bestechungsstrafbarkeit von
Mandatsträgern mit denen von Amtsträgern ganz oder teilweise gleich zu stel-
len13. Bei letztgenannter Variante wird ein besonderes Augenmerk auf die strit-
tige Frage des Umgangs mit kommunalen Mandatsträgern in diesem Zusammen-
hang gelegt. Die Untersuchung umfasst außerdem über den Kernbestand der Be-
stechungsdelikte hinaus den im deutschen Recht noch unbekannten und bisher
kaum beachteten Tatbestand der so genannten „Missbräuchlichen Einfluss-
nahme“14. Insoweit wird auch entsprechenden Prüfaufträgen durch die internatio-
nalen Übereinkommen nachgekommen.
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7 Vgl. Teil D. dieser Arbeit.
8 Vgl. dazu z. B. Richter, S. 140 ff.
9 Vgl. dazu aus der jüngeren Vergangenheit die Debatte im Deutschen Bundestag in

BT-Prot. 17/114, S. 13062 bis 13072.
10 Einen Vorschlag zur Aberkennung des Bundestagsmandats durch das BVerfG sah

schon ein Antrag der SPD Bundestagsfraktion in der 1. Wahlperiode des Deutschen
Bundestags (vgl. BT-Drs. I/2303, BT-Prot. I/5989, 148. Sitzung) vor. Für Abgeordnete
der Volksvertretungen in manchen Ländern ist diese Möglichkeit vorgesehen, vgl. z. B.
Art. 42 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg. Vgl. zur Abgeordnetenanklage
zuletzt ausführlich Kühn, S. 284 ff.

11 Siehe dazu unten D. I.
12 Diese Modelle werden unter D. II. untersucht.
13 Vgl. dazu unten D. III.
14 Siehe hierzu D. IV.



Die verschiedenen Varianten werden jeweils auf ihre Vereinbarkeit mit der
deutschen Verfassung und den internationalen Übereinkommen geprüft. Auch
werden Vergleiche mit der Rechtslage in ausgesuchten Ländern in Europa ange-
stellt.

Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse münden schließlich in einem Vorschlag
zur Regelung der Strafbarkeit der Abgeordnetenbestechung de lege ferenda15.
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15 Vgl. den rechtspolitischen Ausblick unter E.


